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Betreff:
 2. Änderung des Bebauungsplans "Zur Burghofwiese" im beschleunigten Verfahren
gemäß § 13a BauGB
Entwurfs- und Auslegungsbeschluss

Sachverhalt:
Der Planentwurf wird in der vorliegenden Fassung beschlossen und der Begründungsentwurf
wird gebilligt.
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sind der Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung öffentlich
auszulegen und sind die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange von der
Auslegung zu benachrichtigen. Ort und Dauer der Auslegung sind mindestens eine Woche
vorher ortsüblich bekannt zu machen. Es ist darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen während
der Auslegungsfrist abgegeben werden können, dass nicht fristgerecht abgegebene
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben
können.
Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB holt die Verwaltung oder ein gemäß § 4b BauGB beauftragter Dritter
die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zu Planentwurf
und Begründung ein, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann.

Rechtliche Grundlage:
§ 2 Absatz 2 BauGB - Abstimmung mit Nachbargemeinden
§ 3 Absatz 2 BauGB - öffentliche Auslegung
§ 4 Absatz 2 BauGB - Beteiligung der Behörden und sonst. Träger öffentlicher Belange  

Anlagen:
Bebauungsplanentwurf mit Stand März 2021

Beschlussvorschlag:
1.Der Planentwurf der 2. Änderung Bebauungsplans der Stadt Putlitz Zur Burghofwiese  im
beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB wird in der vorliegenden Fassung vom März
2021 beschlossen. Der Entwurf der Begründung wird in der vorliegenden Fassung gebilligt.
2. Der Entwurf der 2. Änderung Bebauungsplans der Stadt Putlitz Zur Burghofwiese  im
beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB mit der Begründung ist nach § 3 Abs. 2
BauGB öffentlich auszulegen und die beteiligten Träger öffentlicher Belange von der
Auslegung zu benachrichtigen. Ort und Dauer der Auslegung sind mindestens zwei Woche
vorher ortsüblich bekannt zu machen. Es ist darauf hinzuweisen, dass gemäß § 13 Abs. 3
BauGB von einer Umweltprüfung abgesehen wird, dass Stellungnahmen während der
Auslegungsfrist abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht abgegebene
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben
können.
3. Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sind die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, zu dem
Planentwurf und zu dem Begründungsentwurf einzuholen. 
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Vorsitzender der SVV Kämmerin Amtsdirektor

===================================================================================



Seite 2

Abstimmungsergebnisse:
Gem. § 22 BbgKVerf war(en) von der Beratung und Entscheidung ausgeschlossen: keiner / ______________

(Name/n)

Gesetzl. Mitgliederzahl davon anwesend Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen
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   _______________
   Vorsitzender SVV
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